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1. Vorbemerkung 

Die Unternehmen der Hotellerie und Gastronomie haben in den letzten zehn Jah-
ren rund 300.000 neue sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze geschaffen, 
ein Plus von fast 40 Prozent. Trotzdem ist der Arbeitskräftebedarf weiterhin sehr 
groß und die Unternehmen sind für ihre Fach- und Arbeitskräftesicherung auch 
auf Mitarbeiter aus dem Ausland angewiesen. 

Für die Rekrutierung der benötigten gastgewerblichen Fachkräfte – das sind in 
erster Linie Köche sowie Mitarbeiter in Hotelempfang, Service/F&B, Vertrieb oder 
Systemgastronomie – fallen jedoch bislang die Staaten außerhalb der EU weit-
gehend aus. Denn die bestehenden Regelungen des Aufenthaltsgesetzes und 
der Beschäftigungsverordnung in Kombination mit der sog. „Positivliste“ der Bun-
desagentur für Arbeit lassen eine Beschäftigung von Drittstaatlern in aller Regel 
nicht zu. 

Deshalb ist die mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz vorgesehene Öffnung 
der Erwerbsmigration für beruflich qualifizierte Fachkräfte aus Drittstaaten für das 
Gastgewerbe wichtig. Bei sachgerechter Umsetzung kann sie einen nicht unwe-
sentlichen Baustein der Fach- und Arbeitskräftesicherung der Branche bilden. 

 

a. Arbeitskräftebedarf und Erwerbsmigration im Gastgewerbe 

Im November 2018 waren bei der Bundesagentur für Arbeit in den Bereichen 
Speisenzubereitung, Hotellerie und Gastronomie insgesamt 46.359 offene Ar-
beitsstellen gemeldet. Davon waren als Stellen mindestens auf Fachkraftniveau 
ausgeschrieben in der Speisenzubereitung 59,7 %, in der Hotellerie 71,4 % und 
in der Gastronomie 87,9 %. Allein durch den deutschen und europäischen Ar-
beitsmarkt sind diese Bedarfe nicht zu decken. In nicht wenigen gastgewerbli-
chen Betrieben führt der Fachkräftemangel mittlerweile bereits zu Auswirkungen 
auf Öffnungszeiten und Angebot. Auch die intensiven Bestrebungen zur Fach- 
und Arbeitskräftesicherung, die der DEHOGA und die Unternehmen der Hotelle-
rie und Gastronomie seit Jahren unternehmen, können allein diesen Prozess 
nicht aufhalten. 

Die Wirtschaftsministerkonferenz hat in einem Beschluss vom 27./28. Juni 2018 
einstimmig festgestellt, dass es bereits jetzt in vielen Regionen einen Fachkräf-
teengpass gibt und dass dieser über die Branche hinaus erhebliche negative 
Auswirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft haben kann. 

Für das Gastgewerbe als internationale Branche sind berufliche Auslandsaufent-
halte der Mitarbeiter Teil der ganz normalen Karriereentwicklung. Das gilt sowohl 
für Beschäftigte, die in Deutschland ihre gastgewerbliche Ausbildung oder ein 
Hospitality Management Studium absolviert haben, und ihre „Wanderjahre“ oder 
auch längere Karrierestationen im Ausland verbringen, als auch für Mitarbeiter 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit oder Migrationshintergrund, die im Gast-
gewerbe in Deutschland vorübergehend oder dauerhaft eine berufliche Heimat-
finden. Schaut man auf die großen internationalen Hotels, sei es in Moskau, 
Dubai oder Kapstadt, wird man zahlreiche Hoteldirektoren und Küchenchefs fin-
den, die ihre berufliche Laufbahn mit einer Ausbildung zum Koch oder im Hotel-
fach in Deutschland begonnen haben. Umgekehrt sind derzeit 33 Prozent der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Gastgewerbe Ausländer (Bunde-
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sagentur für Arbeit, Stand 31. März 2018). Viele weitere Arbeitnehmer und auch 
Unternehmer haben einen Migrationshintergrund. Das Gastgewerbe gehört zu 
den Branchen, die sich im Rahmen der Arbeitsintegration von Geflüchteten in 
besonderem Maße hervorgetan haben. 32.500 Menschen aus den acht Haupt-
asylherkunftsländern waren am 31. März 2018 in Hotellerie und Gastronomie in 
Deutschland beschäftigt (Bundesagentur für Arbeit, rund 1.100 wurden bereits 
Ende letzten Jahres allein in den beiden Ausbildungsberufen Koch/Köchin und 
Hotelfachmann/-frau ausgebildet (Bundesinstitut für Berufsbildung, Stand 31. 
Dezember 2017).  

Mit einem Anteil von fast zwei Dritteln stellen dabei die beruflich qualifizierten 
Fachkräfte das Gros der Beschäftigten. Für die Aufrechterhaltung der gastge-
werblichen Leistungsfähigkeit und für den Tourismusstandort Deutschland sind 
sie der entscheidende Erfolgsfaktor. 

 

b. Chancen und Erfolgsbedingungen des Fachkräfteeinwanderungsge-
setzes 

Vor diesem Hintergrund begrüßen die Unternehmer der Hotellerie und Gastro-
nomie es außerordentlich, dass mit den in der Bundesregierung besprochenen 
Eckpunkten und dem jetzt vorliegenden Referentenentwurf für ein Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz endlich die Weichen dafür gestellt werden, dass für die 
dringend benötigten beruflich qualifizierten Fachkräfte aus Nicht-EU-Staaten 
Möglichkeiten der Erwerbsmigration geschaffen werden. 

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz setzt wichtige und richtige gesetzliche Vo-
raussetzungen dafür, dass die dringend benötigten Köche, Rezeptionisten oder 
Service/F&B-Mitarbeiter aus Drittstaaten nach Deutschland kommen dürfen. 
Wichtige materielle Verbesserungen sind insbesondere der Verzicht auf die Eng-
passbetrachtung und Vorrangprüfung, die Möglichkeit der Teilanerkennung aus-
ländischer Qualifikationen sowie die Erweiterung der Aufenthaltstitel zur Arbeits-
platzsuche für Fachkräfte und Auszubildende. 

Ob die Chancen, die in diesen normativen Verbesserungen liegen, in den 
überwiegend kleinen und mittelständischen Betrieben des Gastgewerbes 
tatsächlich realisiert werden können, wird entscheidend vom Vollzug ab-
hängen. 

Der Gesetzentwurf erkennt diese Herausforderung an und bemüht sich auch be-
züglich der Verfahren um richtige Weichenstellungen (insbesondere beschleunig-
tes Fachkräfteverfahren, zentrale Ausländerbehörden, Zentrale Servicestelle für 
die Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse). Dies wird jedoch nur dann 
zum Erfolg führen, wenn Geschwindigkeit, Effizienz und Qualität der Ver-
fahren tatsächlich verbessert werden. 

Parallel zum Gesetzgebungsverfahren muss daher jetzt sichergestellt werden 

■ dass die Visumsverfahren bei den deutschen Botschaften im Ausland be-
schleunigt und Termine in vertretbarer Zeit vergeben werden – und zwar für 
alle Antragsteller im Rahmen der Erwerbsmigration, nicht nur im Rahmen 
des beschleunigten Fachkräfteverfahrens; 



 

Seite 4 
der DEHOGA-Stellungnahme vom 7. Dezember 2018 

zum Referentenentwurf eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
 

■ dass die Anerkennungsverfahren bzgl. der ausländischen Qualifikation ef-
fizient, möglichst unbürokratisch und in Zusammenarbeit mit den Branchen 
funktionieren und die Beschäftigten finanziell nicht überfordern; 

■ dass die Bundesagentur für Arbeit bei ihren Zustimmungsverfahren kei-
ne arbeitsmarktfernen Ansprüche an die Arbeitsverträge stellt und ihre Ver-
mittlungsarbeit in Zusammenarbeit mit den Branchen deutlich intensiviert. 

 
 
In Ergänzung zur Stellungnahme der Bundesvereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände, der der DEHOGA sich anschließt, dürfen wir auf fol-
gende Punkte mit besonderer Branchenbedeutung gesondert hinweisen: 
 
 

2. Neue Fachkraft-Definition und Wegfall der Engpassbetrachtung für 
beruflich Qualifizierte §§ 18, 18a AufenthG-E 

Die Konzentration des deutschen Rechts auf akademisch Qualifizierte und die 
statistischen und faktischen Unzulänglichkeiten der Engpassanalyse („Positivlis-
te“) der Bundesagentur für Arbeit haben bisher die Erwerbsmigration beruflich 
qualifizierter gastgewerblicher Fachkräfte verhindert.  

Dass diese Hürde mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz aufgegeben wird 
und dass beruflich und akademisch qualifizierte Fachkräfte gleichgestellt werden, 
ist für Hotellerie und Gastronomie die wichtigste Weichenstellung des neuen Re-
gelwerks und ein Punkt, für den sich der DEHOGA bereits seit Jahren einsetzt. 

Angesichts des seit über zehn Jahren wachsenden Arbeitsmarktes, des boo-
menden Deutschlandtourismus und dadurch des steigenden Fachkräftebedarfs 
bei gleichzeitig sinkenden Ausbildungszahlen ist auch nicht zu befürchten, dass 
zunehmende Erwerbsmigration von beruflich qualifizierten Fachkräften negative 
Auswirkungen auf den deutschen Arbeitsmarkt haben könnte. Dadurch, dass ein 
konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegen muss, ist sichergestellt, dass nur die 
Fachkräfte migrieren dürfen, nach denen tatsächlich Nachfrage besteht.  

Mit dem Erfordernis einer Anerkennung der Gleichwertigkeit der ausländi-
schen Berufsqualifikation nach § 18a Abs. 2 Nr. 4 AufenthG-E sowie der Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 39 AufenthG-E sind der 
Reichweite allerdings enge Grenzen gesetzt. 

Dass Grenzen gezogen werden müssen, um eine nachhaltige Sicherung der In-
tegration zu gewährleisten und keiner Zuwanderung in die Sozialsysteme Vor-
schub zu leisten, liegt auf der Hand. 

Damit diese Grenzen allerdings nicht de facto Migration ausschließen, müssen 
die zuständigen Stellen nach dem Berufsqualifizierungsfeststellungsgesetz 
BQFG (für das Gastgewerbe in der Regel IHK FOSA) und insbesondere die 
Bundesagentur für Arbeit ihre Entscheidungen und ihre Ermessenausübung am 
realen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt ausrichten. Dies sollte idealerweise im en-
gen Austausch mit den Branchen erfolgen. 

Was nicht geschehen sollte, ist, dass bei der Frage, ob eine Beschäftigung eine 
qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, ob die vorhandene Qualifikation zur 
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vorgesehenen Beschäftigung befähigt oder ob Vergleichbarkeit der Arbeitsbedin-
gungen mit inländischen Beschäftigten vorliegt, fach- und marktferne Behörden-
einschätzungen die realen Anforderungsprofile und Arbeitsplatzangebote überla-
gern. 

Weiter sollte die Zeit bis zum Inkrafttreten des Fachkräfteeinwanderungsgeset-
zes genutzt werden um auszuloten, inwieweit angesichts zu erwartender stei-
gender Antragszahlen Optimierungen des BQFG oder seiner Umsetzung erfor-
derlich bzw. möglich sind. Die Einrichtung einer „Zentralen Servicestelle für die 
Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse“ allein wird noch nicht dazu füh-
ren, dass – wie in den Eckpunkten der Bundesregierung vorgesehen – die Aner-
kennungsverfahren schneller und einfacher werden. 

 

3. Möglichkeit der Beschäftigung mit Teilanerkennung der Fachkräf-
tequalifikation § 16d AufenthG-E 

Angesichts der Begrenztheiten des BQFG ist es richtig und wichtig, dass das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz auch dann die Möglichkeit der Beschäftigung 
für Anpassungs- und Ausgleichsmaßnahmen vorsieht, wenn noch keine volle 
Gleichwertigkeit der Qualifikation vorliegt. 

Da das duale Ausbildungssystem in Deutschland im internationalen Vergleich die 
Ausnahme darstellt, werden die allermeisten beruflich Qualifizierten aus Dritt-
staaten im Anerkennungsverfahren lediglich eine Teilanerkennung erreichen.  

Umso wichtiger ist es, dass die Verfahren zur Erlangung der Vollanerkennung 
gangbar sind und möglichst unbürokratisch funktionieren. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang: 

■ In Fällen, in denen die ausländische Qualifikation eine schulische Ausbildung 
war, die fehlenden Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten also überwie-
gend die betriebliche Praxis betreffen dürften, müssen auch die Anpas-
sungsmaßnahmen sich auf die betriebliche Praxis betreffen. Das bedeutet, 
sie müssen auf betriebliche Abläufe zugeschnitten sein und dürfen keine 
überzogenen curricularen Anforderungen stellen. 

■ Insbesondere im Ausbildungsberuf Koch/Köchin erfolgt in den meisten Län-
dern die Qualifikation über das praktische Lernen bei einem „Meister“ und 
entsprechende Berufserfahrung. Dem müssen die Anforderungen an die 
beizubringenden Ausbildungsnachweise Rechnung tragen. 

■ Da Anpassungsmaßnahmen zur Vermittlung fehlender Kenntnisse nicht an 
jedem Ort und zu jeder Zeit zur Verfügung stehen, der Fachkräftemangel 
aber gleichzeitig in den ländlichen Regionen am größten ist, sollte der für 
Anpassungsmaßnahmen zulässige Zeitrahmen von zwei auf drei Jahre 
verlängert werden. 

■ Auch hier kommt der Ausgestaltung der Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit eine besondere Bedeutung zu. Beispielsweise wäre es nicht sachge-
recht und würde zu Verwerfungen innerhalb der Belegschaften führen, wenn 
im Rahmen der Vergleichbarkeitsprüfung unterschiedslos, d.h. ohne Berück-
sichtigung der individuellen Sprachkenntnisse, von Art und Umfang des Qua-
lifikationsdefizits und des regionalen effektiven Lohnniveaus, die Zahlung 
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von tariflichen Fachkräftelöhnen verlangt würde. Die Anwendungsrichtli-
nien der BA müssen dies berücksichtigen. 

 
4. Aufenthaltstitel zur Arbeitsplatzsuche § 20 AufenthG-E 

Wir begrüßen, dass für Fachkräfte mit Deutschkenntnissen, deren Lebensunter-
halt gesichert ist, die Möglichkeit geschaffen wird, zur Arbeitsplatzsuche nach 
Deutschland einzureisen. Denn insbesondere kleine Betriebe haben de facto 
nicht die Möglichkeit, selbst aktiv im Ausland zu rekrutieren und sind somit auf 
Potenzialzuwanderung angewiesen. 
 
Die Umsetzung der Regelung ist allerdings an einigen Stellen zu restriktiv. Unse-
res Erachtens wären insbesondere folgende Veränderungen sinnvoll: 
 
■ Der Wortlaut des § 20 AufenthG-E spricht von „der angestrebten Tätigkeit 

entsprechenden deutschen Sprachkenntnissen“. Die Begründung geht 
davon aus, dass hier in der Regel deutsche Sprachkenntnisse mindestens 
auf dem Niveau B1 erforderlich sein werden. Diese Regelfestlegung halten 
wir in dieser Allgemeinheit jedenfalls für das Gastgewerbe nicht für zutref-
fend. In vielen internationalen Hotels und Restaurants ist mittlerweise Eng-
lisch Verkehrssprache; in der Küche reicht in der Regel Niveau A2 aus, so-
lange nicht Führungs- oder Verwaltungsaufgaben wahrgenommen werden.  

■ Während der Arbeitsplatzsuche sind lediglich Probearbeiten bis zu 10 Stun-
den pro Woche zulässig. Dies greift zu kurz. Im Gastgewerbe, insbesondere 
in der Küche, ist es üblich, dass einige Tage zur Probe gearbeitet wird. Es 
sollten daher Probearbeiten von mindestens 20 Stunden pro Woche ge-
stattet werden. 

 
5. Aufenthaltstitel zur Ausbildungsplatzsuche § 17 AufenthG-E 

Angesichts des angespannten Ausbildungsmarktes und dessen und mittel- und 
langfristig hochproblematischen Auswirkungen auf den Fachkräftemarkt begrü-
ßen wir ausdrücklich die Möglichkeit, zur Suche eines Ausbildungsplatzes nach 
Deutschland einzureisen, wenn gute deutsche Sprachkenntnisse vorliegen und 
der Lebensunterhalt ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gesichert ist.  

Anzumerken ist jedoch: 

■ Für den DEHOGA ist nicht erkennbar, welche ausländischen Schulab-
schluss welchen deutschen Abschlüssen gleichgestellt sind bzw. wer dies 
prüft und entscheidet. Diese Anforderung darf jedenfalls nicht dazu führen, 
dass der Anwendungsbereich der Regelung auf nahe Null schrumpft. Aber 
auch schon vom Grundsatz her ist diese Anforderung systemwidrig: Denn 
Ausbildungen im deutschen dualen System sind gerade dadurch gekenn-
zeichnet, dass durch die Ausbildungsordnungen kein bestimmter Schulab-
schluss gefordert werden darf.  

■ Als überzogen erachten wir weiter die Anforderung „guter“ deutscher 
Sprachkenntnisse, mithin eines Sprachniveaus B2. Die Erfahrungen der letz-
ten Jahre mit Auszubildenden aus dem europäischen Ausland sowie mit Ge-
flüchteten haben gezeigt, dass mit einem Sprachniveau B1 zu Beginn der 
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Ausbildung die Berufsschule gut gemeistert werden kann. Darauf haben sich 
nach unserem Kenntnisstand die Berufsschulen auch zwischenzeitlich ein-
gestellt. Bis zur Prüfung findet dann schließlich weiterer Spracherwerb statt. 

■ Um einen Missbrauch der Regelung zu vermeiden, ist es sinnvoll, während 
der Ausbildungsplatzsuche die Erwerbstätigkeit zu untersagen. Wir regen je-
doch dringend an, „Schnupperpraktika“, Probeeinsätze im Betrieb und 
Ähnliches von diesem Verbot explizit auszunehmen. Anderenfalls liefe 
die Regelung im Gastgewerbe ins Leere, denn ohne einen potenziellen Aus-
zubildenden im praktischen Einsatz im Team und „am Gast“ erlebt zu haben, 
wird kaum ein Gastronom oder Hotelier einen Ausbildungsvertrag mit einem 
jungen Menschen abschließen. 

 

6. Beschleunigtes Fachkräfteverfahren § 81a AufenthG-E und grund-
sätzliche Verfahrensoptimierung 

Die Gesetzesbegründung analysiert richtigerweise, dass sich bislang insbeson-
dere die Verfahren zur Anerkennung der Berufsqualifikation sowie die einge-
schränkten Terminressourcen für Visumserteilungen in den Auslandsvertretun-
gen verfahrensverzögernd auswirken.  

Die Antwort des Referentenentwurfs auf diesen Missstand ist das beschleunigte 
Fachkräfteverfahren, das vom Arbeitgeber in Vollmacht einer ausländischen 
Fachkraft gegen Gebühr initiiert werden kann. Damit sollen insbesondere mehr 
Verfahrenstransparenz geschaffen und Reibungsverluste zwischen den beteilig-
ten Behörden reduziert werden. Die neu zu schaffende zentrale Ausländerbehör-
de fungiert dabei als Schnittstelle. 

Positiv ist zunächst das Anerkenntnis, dass langwierige behördliche Verfahren 
für die Fachkräftesicherung nachteilig sind und dass die Verfahren derzeit 
suboptimal laufen.  

Der mit § 81a AufenthG-E vorgeschlagene Weg begegnet allerdings unsererseits 
Bedenken: 

■ Wenn für die Anträge, die im beschleunigten Fachkräfteverfahren bearbeitet 
werden, schnellere Kommunikationswege und verkürzte Fristen gelten, se-
hen wir die große Gefahr, dass sich dies für die „normalen“ Anträge ver-
fahrensverlängernd auswirkt. Denn die Zahl der Anträge insgesamt wird 
steigen, die Komplexität der Beurteilung wird an einigen Stellen wachsen 
und wenn nicht eine deutliche Ausweitung der personellen und techni-
schen Ressourcen erfolgt, wird dies den Bearbeitungsstau weiter verschär-
fen. 

■ Die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen und Visa ist eine hoheitliche Auf-
gabe. Deren professionelle Bearbeitung darf nicht davon abhängig gemacht 
werden, dass Unternehmen bereit und in der Lage sind, dafür zusätzliche 
Gebühren zu entrichten. 

■ Wir sehen weiter die Gefahr, dass in der Realität überwiegend große Unter-
nehmen mit ständigem Arbeitskräftebedarf und eigener Personalabteilung in 
der Lage sein werden, Rahmenvereinbarungen mit der zentralen Ausländer-
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behörde abzuschließen. Kleinbetrieben wird es kaum möglich sein, die Ver-
fahren in der Intensität zu begleiten und zu steuern, die offenbar erforderlich 
ist.  

Ausgehend von der Annahme, dass die Einführung des beschleunigten Fachkräf-
teverfahrens erfolgen wird, ist es jedenfalls angezeigt 

■ personelle und organisatorische Maßnahmen in den Auslandsvertretungen 
einzuleiten die sicherstellen, dass in allen Visumsverfahren innerhalb von 
längstens vier Wochen ein erster Termin angeboten wird; 

■ die Behördenkommunikation – auch mit digitalen Mitteln – so zu optimieren, 
dass alle behördlichen Verfahren zur Aufenthaltserlaubnis in angemes-
sener Zeit abgeschlossen werden; 

■ das beschleunigte Fachkräfteverfahren so auszugestalten, dass auch Klein-
betrieben eine Beteiligung (realistisch) möglich ist; 

■ das beschleunigte Fachkräfteverfahren auch wirklich auf alle qualifizierten 
Beschäftigten zu erstrecken (vgl. auch § 81a Abs. 5 AufenthG-E). Im Falle 
des Gastgewerbes betrifft das die Spezialitätenköche gemäß § 11 Abs. 2 
der Beschäftigungsverordnung, bei denen ebenfalls die Qualifikation geprüft 
werden muss, allerdings nicht durch die zuständige Stelle nach BQFG son-
dern durch die Auslandsvertretung. Die übrigen Prozesse (Visumserteilung 
und Zustimmung durch die BA) sind identisch mit den Verfahren nach dem 
Aufenthaltsgesetz, auch die auftretenden Probleme und Verzögerungen sind 
die gleichen. 

 

7. Mitteilungspflicht der Arbeitgeber § 4a Abs. 5 Nr. 3 AufenthG-E 

So wichtig es ist, dass Ausländerbehörden zeitnah Kenntnis vom vorzeitigen En-
de der den Aufenthaltstitel begründenden Beschäftigung erhalten, so wichtig ist 
es auch, Arbeitgeber nicht mit doppelten bürokratischen Meldepflichten zu belas-
ten und diese auch noch mit Bußgeld zu bewehren. 

Arbeitgeber sind bereits verpflichtet, das Beschäftigungsende den Sozialversi-
cherungsträgern zu melden. Es wäre angezeigt, hier einen Informationsaus-
tausch der öffentlichen Stellen untereinander zu institutionalisieren und zu auto-
matisieren, statt den Arbeitgeber in die Verantwortung zu nehmen. 

 

8. Ausbildungs- und Beschäftigungsduldung §§ 60b und c AufenthG-E 

Erwerbsmigration und Asyl sind politisch und rechtlich zu unterscheiden. Den-
noch ist es volks- und betriebswirtschaftlich sinnvoll, pragmatische Lösungen für 
gut integrierte Geflüchtete umzusetzen. Ob mit der Ausbildungsduldung des 
§60b AufenthG-E (bisher sog. 3+2-Regelung) sowie der neuen Beschäftigungs-
duldung des § 60c AufenthG-E das Ziel größerer Rechtssicherheit und einer ein-
heitlicheren Rechtsanwendung in allen Regionen Deutschlands tatsächlich er-
reicht werden kann, muss allerdings bezweifelt werden.  

 




